
versucht, mit der Schaffung einer „De-
mokratischen Initiative" auf dieses Pro-
blem der Schaffung eines politischen Be-
zugspunktes der Bewegungen eine Antwort
zu formulieren. Es handelt sich dabei nicht
um ein formelles Parteien- oder Gruppen-
bündnis, sondern vielmehr um eine Perso-
neninitiative, in der trotz Abgrenzungsge-
boten Einzelmitglieder von Jungdemokra-
ten über SPDIer bis hin zu Mitgliedern der
GIM zusammenarbeiten - aber auch „Un-
organisierte" aus dem einen oder anderen
Bereich von Initiativen, die über die un-
mittelbare Bereichsarbeit hinaus einen po-
litischen Orientierungspunkt suchen. (Hier
mag noch einmal deutlich werden, daß un-
sere lokale SB-Gruppe notwendiger Aus-
gangspunkt zur Klärung der eigenen poli-
tischen Absichten, nicht jedoch eine Grup-
pe ist, die mit ihren Interventionen allein
oder in erster Linie sich selbst nach außen
profilieren und erweitern will.) In der De-,
mokratischen Initiative wird nun versucht,
Initiativen anzuregen und Aktionen auf-
zugreifen und verstärken, in denen die ge-
meinsamen demokratischen politischen
Überzeugungen und Ziele der progressiven
und linken (parteilichen) Kräfte und der
Kräfte der Bewegung besonders deutlich
zum Ausdruck kommen können.

äin Beispiel:
In größeren Abständen organisiert die De-
mokratische Initiative ein „erweitertes
Plenum", zu dem gezielt Leute und Grup-
pen aus den politischen Bereichen und den
Initiativen und Bewegungen eingeladen
werden, zu denen ein positiver Kontakt
existiert. Diskussionsthemen (anhand vor-
bereiteter Thesenpapiere) sind aktuelle
Fragen von gemeinsamem Interesse: die
Chancen und Perspektiven der lokalen
Öffentlichkeitsarbeit; die Chancen und
Gefahren in der weiteren Entwicklung der
Umweltbewegung; Folgen und Betroffen-
heit durch die laufenden Parteiausschlüsse
in der Sozialdemokratischen Partei . . .

Kommen wir zum Schluß: so schwach
all diese heutigen lokalen Ansätze, die wir
mit initiiert haben, auch noch sein mögen:
wir sind davon überzeugt, daß ein solcher
politischer Ansatz, dessen Umrisse wir
hier skizziert haben, geeignet ist, auf län-
gere Sicht eine heute politisch fast noch
sprachlose soziale Oppositionsbewegung
und eine sozial weitgehend isolierte politi-
sche Linke voranzubringen: sie zu einem
Faktor werden zu lassen, der kommunal
und darüberhinaus auch einmal national
nicht länger einfach zu diskriminieren und
zu übergehen sein wird. Lokal ist es unser
Ziel, aus den skizzierten Ansätzen auf
mittlere Sicht einen kommunalpolitischen
Block aufzubauen, der zur Politik der herr-
schenden Parteien eine zustimmungsfähi-
ge — und auch wählbare - politische Al-
ternative darstellt.

Arnold Voss

Jusos und Stadtteilarbeit
Thesen zur Strategie-Entwicklung

Der Hauptteil des folgenden Beitrags wur-
de dem Jungsozialisten-Informationsdienst
Nr. 6 /März 1977 entnommen. Für die
Veröffentlichung in ARCH+ hat der Ver-
fasser eine Vorbemerkung geschrieben.
Der Beitrag steht im Zusammenhang eines
Wiederauflebens der allgemeinen Diskus-
sion innerhalb der Jungsozialisten-Organi-
sation über kommunale Politik und Arbeit
in Bürgerinitiativen.

Vorbemerkung:

Wurde bislang die kommunale Ebene
als die eigentliche räumliche Basisebene
der Doppelstrategie betrachtet, so geht es
bei der Stadtteilarbeit darum, eine neue
subkommunale Untergliederung aufzu-
bauen, deren Aktionsbereich oberhalb der
Ortsvereine und unterhalb der Unterbe-
zirksebene liegt. Diese Einführung einer
neuen subkommunalen Politikebene ist
als Gegenstrategie zur allgemeinen räum-
lichen Zentralisierungsbewegung, wie sie
sich in den letzten Jahren konkret in der
kommunalen Neugliederung umgesetzt
hat, zu entwickeln. Die basisdemokrati-
schen Absichten der Jusopolitik, die ge-
rade mit der kommunalen Ebene engstens
verbunden sind, wurden durch diese Zen-
tralisierungstendenzen vor allem in den
Ballungsgebieten, aber auch in den zen-
tralen Orten des ländlichen Raums, unter-
laufen.

Weder die zunehmend in das parlamen-
tarisch-kapitalistische System integrierte
Parteiorganisation noch die auf sie bezo-
genen punktuellen doppelstrategischen
Aktionen können dieser Entwicklung, die
im übrigen auch von Teilen der auf Bun-
desebene regierenden Parteispitze mitge-
tragen wird, ein dauerhaft in der Bevölke-
rung verankertes antikapitalistisches Ge-
gengewicht entgegenstellen.

An dieser Stelle setzt Stadtteilarbeit,
oder besser, die Zielvorstellung der Stadt-
teilarbeit ein. Als basisdemokratischer
Ausgangspunkt für alternative antikapita-
listische Politik, Gegenorganisation und
Gegenverwaltung soll sie eine dauerhafte
und die Gesamtheit der alltäglichen Le-
benssituation übergreifende Mobilisie-
rungsfähigkeit entwickeln. Dementspre-
chend hat Stadtteilarbeit die folgenden
Hauptaufgaben:
1. Politische Demokratie muß zur alltäg-

lichen Lebensform, zur politischen
Kultur werden.

2. Über einzelne Aktionen und Initiativen
hinaus muß bewußt versuchen werden,
den von der kapitalistischen Arbeits-

organisation zerstörten räumlichen Re-
produktionszusammenhang der lohnab-
hängigen Bevölkerung wieder herzustel-
len.

3. Ein neues aktiv-steuerndes Verhältnis
der lohnabhängigen Bevölkerung zu
ihrer unmittelbaren räumlichen Lebens-
und Arbeitsorganisation und ihrer Pla-
nung soll entwickelt werden.

Erst eine solche „basisdemokratische" Re-
organisation des kollektiven Reproduk-
tionszusammenhangs und die damit ver-
bundene Entwicklung politischer Alltags-
kultur lassen neue antikapitalistische Ver-
haltensmuster entstehen, die auch unter
krisenhaften Bedingungen nur schwer zu
reintegrieren sind. Eine mit diesen Zielen
versehene Stadtteilarbeit ist das notwen-
dige Pendant zur Basisbewegung in den
Betrieben.

Kurzfristig hat Stadtteilarbeit einer-
seits mit dem Spontaneismus und der Ver-
einzelung der Initiativen im kommunalen
Reproduktionsbereich und andererseits
mit den degenerierten und aktionsfeindli-
chen Organisationsstrukturen der SPD-
Ortsvereine zu tun. In dieser Situation
muß sie sich als integrierendes und gleich-
zeitig avantgardistisches Moment verste-
hen, das immer wieder die oben genann-
ten übergreifenden Organisationsmomente
herausstellt und alternative Lebens- und
Verwaltungsformen in allerersten Ansät-
zen subjektiv vorzuleben versucht; dies
ist ein langwieriger und schwieriger Pro-
zeß, der sich nur im Zusammenhang mit
gesellschaftlich umfassenderen politi-
schen und ökonomischen Veränderungen
entwickeln kann. Auf der anderen Seite
macht aber gerade die krisenhafte Zuspit-
zung der notwendig auf zentraler Ebene
zu organisierenden Auseinandersetzungen
und die damit einhergehende verstärkte
Repression und Unterdrückung eine ba-
sisdemokratische und kollektiv-solidari-
sche Verankerung der antikapitalistischen
Bewegung im Alltag der Genossen und
Sympathisanten zur vordringlichen Auf-
gabe. Für den Bereich außerhalb der Pro-
duktion liegt hier die „kurzfristige" Ziel-
setzung der Stadtteilarbeit.
1. Die Eigenständigkeit der Stadtteilarbeit
gegenüber anderen politischen Arbeitsbe-
reichen wird in der allgemeinen Diskus-
sion wie folgt bestimmt:
a) Ansatzpunkt ist die prinzipielle Be-

nachteiligung der Lohnabhängigen im
Bereich der individuellen und kollekti-
ven Reproduktion (Wohnung, Gesund-
heit, Freizeit, Versorgung mit kurz-
mittel- und langfristigen Gütern und
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Dienstleistungen, usw.)
b) Sie wählt das Territorialprinzip als Or-

ganisationsbereich, wobei der Stadtteil
„die kleinste territoriale Organisations-
einheit als Ansatzpunkt" gilt. Organisa-
tionsprinzip ist also das Wohnprinzip.

Vereinfacht gilt für die zwei klassischen
politischen Arbeitsbereiche, dem Stadtteil
und dem Betrieb oder besser der Stadt-
teilarbeit und der Betriebsarbeit, folgende
Gegenüberstellung:

Betriebsarbeit - Ausbeutung im Produk-
tionsbereich, sektorale Organisation, Ar-
beit in der Gewerkschaft
Stadtteilarbeit - Kampf gegen die Benach-
teiligung im Reproduktionsbereich, Terri-
torialprinzip, Doppelstrategie der Kom-
munalpolitik.
2. In Wirklichkeit jedoch beeinflussen und
durchdringen sich beide Arbeitsfelder ge-
genseitig, wobei der Produktionsbereich
für den Reproduktionsbereich nicht völlig,
jedoch letztendlich bestimmend ist. Dies
gilt vor allem für:
a) die Bestimmung der Lebenschancen

außerhalb des Arbeitsprozesses der
Lohnabhängigen durch ihre Stellung
innerhalb des Produktionsprozesses

b) die Bestimmung der räumlichen Orga-
nisation des Lebens außerhalb der Ar-
beit durch die profitorientierte Stand-
ortpolitik der Produktionsbetriebe

c) die Bestimmung des Ausmaßes und der
Art und Weise der über den Staat ver-
teilten kollektiven Reproduktionsgüter
durch die Steuern, die aus dem priva-
ten Produktionsbereich stammen.

Diese Abhängigkeiten und Verbindungen
zwischen Produktion und Reproduktion
werden auf lokaler Ebene am deutlich-
sten, wenn ganze Stadtteile, ja ganze Städ-
te, von der Gewinnlage einzelner riesiger
Produktionsbetriebe am Orte abhängig
sind, und der größte Teil der dort Beschäf-
tigten auch in der Nähe oder im weiteren
Umfeld dieser Betriebe wohnt.
3. Stadtteilarbeit und Betriebsarbeit ver-
binden sich vor allem
a) über die Erfahrung der Menschen, die

in der Mehrzahl sowohl als Produzen-
ten als auch als „Reproduzenten"
(Mieter, Patienten, Konsumenten usw.)
tätig sind und

b) über die räumliche Dimension, die so-
wohl Produktions- als auch Reproduk-
tionsprozesse an bestimmte Standorte
bindet, d.h. der Stadtteil ohne Produk-
tionsbetriebe als reiner Wohnbereich
zufällig oder klassenbedingt ist, nicht
aber der Normalfall.

4. Trotzdem kann die Stadtteilarbeit als
eigenständiger politischer Bereich gegen-
über anderen (insbesondere der Betriebs-
arbeit) gewertet und gehandhabt werden.
Und zwar aus folgenden Gründen:
a) die objektive und materielle Trennung

von Wohnstandort und Arbeitsstand-
ort, von Arbeit und Freizeit, von Schu-
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le und Betrieb, von Kräfteverschleiß
im Arbeitsprozeß und Gesundheitsver-
sorgung usw.spiegelt sich selbst im Be-
wußtsein der Lohnabhängigen wider,
die im selben Stadtteil wohnen, in dem
sie auch arbeiten.

b) Sowohl der individuelle als auch der
kollektive Verbrauch von Gütern und
Dienstleistungen zur Reproduktion der
Arbeitskraft bildet gerade im Bereich
der kollektiven „Daseinsvorsorge" eine
zusätzliche objektive Trennung von Pro-
duktion und Reproduktion.

c) Je mehr sich der Reproduktionsbereich
verselbständigt, desto stärker wird er
zum zusätzlichen „Ausbeutungsfeld"
neben der direkten Ausbeutung in der
Produktion.

5. Was ist eigentlich ein Stadtteil?
Stadtteil darf nicht als eine absolute Grö-
ßenabstimmung von Einwohnerzahl oder
räumlicher Ausdehnung des menschlichen
Lebensraums gewertet werden, sondern
muß in seiner politischen Funktion als
Mobilisierungs- und Organisierungsfeld
für die Interessen der Bevölkerung als
kleinste und unterste mobiliserbare und
organisierbare Einheit gesehen werden,
die direkte Demokratie und Selbstorgani-
sation je nach dem speziellen Stand des
Bewußtseins und der jeweiligen materiel-
len Lebensbedingung erlaubt. Dieses Ziel
der Selbstorganisation muß sich im end-
gültigen Ziel sowohl auf den Produktions-
ais auch auf den Reproduktionsbereich
beziehen. Es gilt als uraltes Organisations-
prinzip der „Commune", daß die unterste
organisatorische Einheit all das selbst be-
stimmt und organisiert, was in ihrem Be-
reich, sprich in ihrem Territorium, seinen
Wirkungsbereich hat.

Hierbei wird die Trennung zwischen Terri-
torialprinzip und Sektoralprinzip tetzlich
aufgehoben, d.h. sowohl die Entscheidung
über Größe und Ausstattung der einzelnen
Sektoren sowohl im Produktions- als auch
im Reproduktionsbereich wird mit der
Entscheidung über-deren räumliche opti-
male Zuordnung verknüpft und vereinheit-
licht. Dies kann jedoch nur als langfristi-
ger Orientierungspunkt der Stadtteilarbeit
gelten.
6. Stadtteilarbeit bestimmt sich im End-
ziel nicht nur durch die Zuordnung zum
Reproduktionsbereich, sondern als un-
terste selbst zu organisierende Einheit des
gesamten Produktions- und Reproduk-
tionsprozesses. Sie läuft als Organisations-
prinzip sozusagen quer zur Arbeit im Pro-
duktionsbereich und im Reproduktions-
bereich (z.B. quer zur Betriebsarbeit und
zur Bildungsarbeit und zur Arbeit im Be-
reich Wohnen und Mieten und zum Be-
reich Gesundheitsversorgung usw.). Zu
organisieren ist ein neues Verhältnis der
in einem bestimmten Raum lebenden
Menschen zu all diesen Produktions- und
Versorgungsbereichen, und zwar mit dem

politischen Ziel der Aufhebung der Aus-
beutung und Benachteiligung und dem
organisatorischen Ziel der Demokratisie-
rung von unten.
7. Hierin liegt gleichzeitig die Begrenzung
der Stadtteilarbeit auf nicht mehr und auf
nicht weniger als aufden Stadtteil als un-
terste Organisationseinheit, die in hohem
Maße durch die übergeordneten lokalen,
regionalen und landeszentralen Entschei-
dungen in den jeweiligen Produktions- und
Reproduktionssektoren und deren räum-
licher Zuordnung zueinander bestimmt
wird. Diese Bestimmung darf jedoch nicht
dazu führen, die Stadtteilarbeit als letztlich
Anhängsel oder Restgröße von Politik zu
betrachten. Sie muß vielmehr als dialekti-
sches Verhältnis zur regionalen Landes-
oder Bundespolitik gesehen werden, denn
jede Politik auf regionaler oder Landes-
ebene hat die lokale, besser gesagt, die
kleinste organisatorische Einheit und de-
ren Funktionieren zur Voraussetzung. Als
erste Ansatzpunkte müssen jedoch auf-
grund der beschriebenen Trennung sowohl
zwischen Produktions- und Reproduktions-
bereich als auch zwischen den jeweiligen
Sektoren der Reproduktion, die auf Stadt-
teilebene wirkenden und zu beeinflussen-
den Institutionen und Einrichtungen des
Reproduktionsbereiches und ihre räum-
liche Kombination innerhalb des Stadtteils
gewählt werden. Anspruch und Wirklich-
keit kommunaler Daseinsfürsorge sowie
die Übervorteilung der lohnabhängigen
Bevölkerung im Bereich des Wohnens und
des Verkehrs und der privaten'Dienstlei-
stungs- und Güterversorgung sind erster
Angriffspunkt.

8. Bezieht sich der ökonomische Kampf
im Stadtteil auf die Ausplünderung der
werktätigen Bevölkerung in den einzelnen
privaten und öffentlichen Reproduktions-
bereichen, so richtet sich der politische
Kampf auf die Demokratisierung der Ver-
waltung und Organisation dieser Einrich-
tungen und Institutionen des privaten
und öffentlichen Reproduktionsbereiches
(Mieterrat, selbstverwaltete Jugendzen-
tren, klassenloses Krankenhaus usw.) und
eine verstärkte Mitbestimmung und wei-
testgehende Eingriffs- und Vetomöglich-
keiten in allen Bereichen der kommuna-
len Planung.
Entscheidender Angriffspunkt ist hierbei
das Bewußtsein und die Verhaltensweisen
der Bevölkerung selbst. Über sie muß eine
Zusammenführung aller Angriffsbereiche
in bezug auf die Selbstorganisation des
Stadtteils als einheitlicher Lebens- und
Arbeitsraum der Bevölkerung geschehen.
Dies geht nur über eine verbesserte zwi-
schenmenschliche Kommunikation und
Zusammenarbeit auf der Basis gemein-
schaftlicher materieller Interessen u.a.
politischen Bewußtsein.
9. Die Form einer auf diese Weise an Klas-
seninteresse gebundene Selbstorgnisation



im Stadtteilbereich muß sich selbst als
Gegenorganisation zum herkömmlichen
staatlich verwalteten und auf Konkurrenz
der privaten Beziehung der Stadtteilbe-
wohner beruhenden Organisationsweise
verstehen. Gegenmodelle des Handelns
und der zwischenmenschlichen Beziehung
müssen deswegen nicht nur in den einzel-
nen Sektoren des Reproduktionsbereiches
(andere Wohnform, neue Formen der
Krankenversorgung, usw.) entwickelt und
vor allem praktiziert werden, sondern es
müssen auch demokratische Verwaltungs-
formen des gesamten Stadtteils, d.h. der
Zuordnung der einzelnen Sektoren des
Reproduktions- und Produktionsbereichs
zu einer optimalen an den Interessen der
werktätigen Bevölkerung orientierten
Stadtplanung erprobt werden.
Dies erfordert spezifische Kampf- und
Organisationsformen (z.B. Bürgerinitiati-
ven, Hausbesetzungen, Stadtteilfest), die
in ihren einzelnen Ausprägungen auf die
besondere Situation des Stadtteils und
den Bewußtsseinstand der Bevölkerung
unter den speziellen Konkurrenzbedin-
gungen im Wohnbereich richten müssen.

10. Das Verhältnis von innerparteilicher
Gremienarbeit und außerparteilicher „Ba-
sisarbeit" hat in diesem Kampf eine be-
sondere Problematik:
Der Ortsverein ist zum einen die objektive
Grundorganisation des politischen Lebens
im Stadttteilbereich. Die Genossinnen
und Genossen, die sich dort zusammen-
tun, gehören schon zu dem engagierten
und politisch interessierteren Teil der Be-
völkerung und sind als Bewohner des
Stadtteils Träger einer Gegenorganisation
auf Stadtteilebene.
Auf der anderen Seite ist der Ortsverein
durch die Integration in den gesamten
Parteiapparat und der meist eingefahrenen
Organisationsform eher eine Behinderung
für die Entfaltung einer wie oben ange-
zeigten Stadtteilstrategie. Ist die örtliche
SPD zusätzlich Regierungsfrktion, so kom-
men zusätzliche Erschwernisse und Behin-
derungen, da die Interessen der Parteimit-
glieder in ihrer Eigenschaft als Bewohner
des Stadtteils oft den Vorstellungen der
eigenen Parlamentarier erheblich wider-
spricht. Nimmt man als weitere Erwägung
die zunehmende Integration der Gesamt-
partei in das kapitalistische System und
insbesondere auf kommunaler Ebene hin-
zu, so laufen die Konfliktfronten auch im
Rahmen der Stadtteilarbeit quer durch
die Parteiorganisation.

11. Das heißt, daß Stadtteilarbeit im Rah-
men von Juso-Politik zum einen an der
objektiven Funktion des Ortsvereines als
unterste territoriale Organisation der orts-
ansässigen Bevölkerung in ihrer Produk-
tions- und Reproduktionstätigkeit ansetzt,
auf der anderen Seite aber gezwungen ist,
die innerparteilichen Widerstände aus dem
Weg zu räumen.

Hierbei ist die idealtypische Ergänzung
von außerparteilicher Stadtteilarbeit und
innerparteilicher Ortsverinsarbeit nicht
immer gegeben. Vielmehr werden beide
Seiten der Doppelstrategie oft unverbun-
den und parallel nebeneinander verlaufen,
wobei die Stadtteilarbeit als außerparteili-
che Arbeit insofern Priorität haben muß,
als das nur durch den konkreten politi-
schen und ökonomischen Kampf im Stadt-
teil das Bewußtsein der Bevölkerung ge-
ändert wird. Die abstrakte Diskussion um
diese Probleme innerhalb des Ortsvereins
und seiner Versammlung und Schulung
kann hierbei nur verstärkend wirken,
nicht aber die Stadtteilarbeit ersetzen.
Soll die Ortsvereinsarbeit und die Stadt-
teilarbeit auf Dauer in der Doppelstrate-
gie verknüpft werden, so bedeutet dies
eine völlige Umstrukturierung des Orts-
vereins und seiner Arbeitsweise. Eine sol-
che Umstrukturierung kann nicht von
außen erzwungen werden, sondern sie
wird vielmehr durch die konkrete Betrof-
fenheit der Ortsvereinsmitglieder und ih-
res gemeinsamen Handelns, und zwar
nicht in der Form der Resolution, sondern
in der Form der Aktion erreicht.

12. Auf diese Weise werden die einzelnen
Initiativen zu Lernfeldern für die Verän-
derung der materiellen Verhältnisse und
in Zusammenhang damit der eigenen Ver-
haltensweisen der Stadtteilbewohner. Für
solche Lernprozesse eignet sich der Stadt-
teil als übersichtliches und erfahrbares
Umgebungsfeld besonders gut. Selbstorga-
nisierte Lernbeziehungen lassen sich hier
am besten und am tragfähigsten verwirk-
lichen. Hierin liegt gleichzeitig auch die
schon vorher angezeigte Begrenzung der
Stadtteilarbeit, denn viele Ursachen für
die auf Stadtteilebene auftretenden Pro-
bleme und der daran vonstatten gehende
Bewußtseinsveränderungsprozesse liegen
außerhalb des Stadtteilbereichs. Deswegen
muß die Organisierung dieser einzelnen
und dezentralen Lernfelder zu einer um-
fassenden regionalen oder auf gesamt-
staatlicher Ebene funktionierenden Gegen-
strategie Aufgabe der gesamten politi-
schen Juso-Organisation im Rahmen der
sozialdemokratischen Partei sein. Diese
Umsetzungs- und Verbindungsfunktion
muß insbesondere im Rahmen der Orts-
vereinsarbeit, und zwar in der Form der
allgemeinen Veränderung der Gesamtpar-
tei, geleistet werden.

13. Hierbei ist insbesondere zu beachten,
daß der Einfluß der Partei auf die jeweilige
Ebene der staatlichen Organisation sowohl
auf kommunaler, regionaler, auch auf
bundespolitischer Ebene nicht beliebig
unter dem Stichwort der Demokratisie-
rung erweiterbar ist. Vielmehr wird die
Auseinandersetzung zwischen den ver-
schiedenen Klasseninteressen in die staat-
lichen Institutionen, besonders auf kom-
munaler Ebene, hineingetragen. Von daher

sind zwar fortschrittliche Teile der kom-
munalen und auch regionalen staatlichen
Organisation (fortschrittliche Sozialarbei-
ter, Dezernenten, Stadtplaner usw.) in
die Gegenstrategie miteinbezogen, ihr
zentraler Kern muß jedoch die kommuna-
le und regionale Organisation der Lohnab-
hängigen selbst sein. Von hier aus müssen
die partiell möglichen „Breschen" in die
staatliche Planungsorganisation gesteuert,
koordiniert und zu einer einheitlichen
Gegenstrategie entwickelt werden.

14. Ein besonders schwieriges organisato-
risches Problem ist im Rahmen der Stadt-
teilarbeitsstrategie die Verbindung zur
traditionellen Organisationsform im Pro-
duktionsbereich, der Gewerkschaft. Ihr
bisheriges Desinteresse an Stadtteilinitia-
tiven und Bewegungen im Reproduktions-
bereich ist Ausdruck der Trennung zwi-
schen Produktions- und Reproduktions-
bereich. Jedoch gibt es hier mögliche An-
sätze zur Verbindung zwischen der Orga-
nisation im Produktions- und Reproduk-
tionsbereich, zwischen Stadtteilarbeit,
Ortsvereinsarbeit und Gewerkschaftsstra-
tegie:
a) Da die territoriale Organisation der

Produktion und ihrer einzelnen Zwei-
ge sowie die Standortfindung der ein-
zelnen Betriebe immer stärkere Aus-
wirkungen auf die Produktion selbst
als auch auf die Lebensverhältnisse der
Lohnabhängigen außerhalb der Produk-
tion hat, ist die Gewerkschaft immer
stärker dazu gezwungen, sich auch um
den Reproduktionsbereich und die
räumliche Organisation der Lebensbe-
dingungen ihrer Mitglieder zu kümmern.

b) Viele in der Stadtteilarbeit aktiven Be-
wohner sind sowohl Mitglied der SPD
als auch der Gewerkschaft und vereini-
gen sozusagen eine gemeinschaftliche
Strategie in ihrer Person.

c) Die Gewerkschaften sind zusätzlich
zum Sektoralprinzip ihrer Betriebe auch
nach dem Wohnprinzip in Stadtteilgrup-
pen organisiert. Im Rahmen der in a)
aufgezeigten Entwicklung der Gewerk-
schaftsstrategie werden sie in Verbin-
dung mit den Parteiorganisationen auf
Stadtteilebene neue Bedeutung gewin-
nen.

15. Mit in eine Organisationsstrategie ein-
zubeziehen sind ebenso die örtlichen Mie-
tervereine, Verbraucherorganisationen
und sonstigen Organisationen im Repro-
duktionsbereich. Sie sind jedoch zum gro-
ßen Teil sehr stark in das herrschende
System integriert und in ihrer Mobilisie-
rungsmöglichkeit und Schlagkraft ausge-
sprochen schwach. Wichtiger ist der Ein-
bezug schon bestehender örtlicher Initia-
tiven. Sie sind, soweit sie vom Bewußtsein
her und von ihren materiellen Interessen
klassenpolitisch fortschrittlich orientiert
sind, die eigentlichen „Kader" der Stadt-
teilarbeit.
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